
   

 

 

 

LEITTHEMA: EINFÜHRUNG DER 5. MOBILFUNK-

GENERATION 

Einleitung 

von MLaw Flavio Decurtins 

Derzeit wird in der Schweiz 

die Breitbandtechnologie der 

5. Mobilfunkgeneration (5G) 

ausgebaut. Hierfür werden be-

stehende Mobilfunkantennen 

ausgebaut und neue Anten-

nen erstellt. Dieser Ausbau wird 

sehr kontrovers diskutiert: Auf 

der einen Seite wird eine Erhö-

hung der Kapazitäten der Da-

tenübermittlung aufgrund der 

steigenden Datenmengen be-

grüsst, auf der anderen Seite 

wurde aber durch die nicht 

restlos geklärten Auswirkungen 

der Strahlenbelastung die Dis-

kussion um die gesundheitliche 

Gefahr durch Mobilfunkanla-

gen erneut entfacht. Das führt 

dazu, dass sich grosser politi-

scher Widerstand formiert hat 

bzw. formiert und die meisten 

Ausbauvorhaben mit Bauein-

sprachen belegt werden. 

Auch in Graubünden sind 

sowohl der Kanton als auch di-

verse Gemeinden von dieser 

Kontroverse betroffen. Aus die-

sem Anlass befassen wir uns im 

vorliegenden Newsletter mit 

den rechtlichen Fragen im Zu-

sammenhang mit dem Ausbau 

der Mobilfunkanlagen mit der 

5G-Technologie. 

Wir freuen uns besonders, 

dass Herr Georg Thomann, Lei-

ter der Abteilung Luft, Lärm und 

Strahlung beim Amt für Natur 

und Umwelt des Kantons Grau-

bünden, in unserem Newsletter 

einen Gastbeitrag zum Thema 

verfasst hat, worin er die physi-

kalischen und technischen As-

pekte sowie die Wirkung von 

elektromagnetischen Strahlen 

und das (gesetzlich verankerte) 

Schutzkonzept beleuchtet. Im 

Leitartikel werden schliesslich 

der rechtliche Handlungs- und 

Beurteilungsspielraum der Ge-

meinden beleuchtet und die 

aktuellen Entwicklungen und 

Bestrebungen auf verschiede-

nen Staatsebenen aufgezeigt. 
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Elektromagnetische Strahlen der Mobilfunktechnologie

Gastbeitrag von Dr. Georg Thomann, Amt für Natur und Umwelt, Graubünden 

Wie bereits einleitend aus-

geführt, erhitzt die Einführung 

der neusten, fünften Mobilfunk-

generation (5G; im Fachjargon 

als "New Radio NR" bezeichnet) 

die Gemüter. Viele sind be-

sorgt, die neue Technologie 

führe wegen der von den Mo-

bilfunkanbietern beworbenen 

Vervielfachung der Leistung zu 

einer höheren Strahlenbelas-

tung. Damit verbunden ist die 

Angst um die eigene Gesund-

heit. Aber woher kommt diese 

Angst? Vermutlich liegt es an 

der Mobilfunkstrahlung selbst, 

die man weder sehen, fühlen, 

riechen noch schmecken kann. 

Dieses Versagen unserer Sinne 

löst Unbehagen aus. Ist dieses 

Unbehagen berechtigt? Die 

Antwort ist ja und nein. Um dies 

zu erklären, ist es unerlässlich, 

auf ein paar physikalische 

Grundbegriffe und Gesetzmäs-

sigkeiten einzugehen. 

Das Strahlen- resp. elektromag-

netische Spektrum 

Wenn wir von "Strahlung" 

sprechen, meinen wir elektro-

magnetische Strahlen oder 

elektromagnetische Wellen –, 

die Begriffe können synonym 

verwendet werden. Damit soll 

ausgedrückt werden, dass 

Strahlung sowohl Wellen- als 

auch Teilchencharakter haben 

kann. Anders als zum Beispiel 

bei Schallwellen benötigen 

elektromagnetische Wellen je-

doch kein Medium, um sich 

auszubreiten. Grundsätzlich 

sind elektromagnetische Wel-

len (oder Strahlen) eine beson-

dere Form von Energie, die sich 

durch Raum und Materie aus-

breitet. Als Träger der Energie 

fungieren die Photonen (auch 

als Quanten des elektromag-

netischen Feldes bezeichnet). 

Strahlen (oder eben elektro-

magnetische Wellen) lassen 

sich im elektromagnetischen 

Spektrum nach der Wellen-

länge (resp. Frequenz) eintei-

len. Das sichtbare Licht stellt 

dabei nur einen geringen Teil 

des gesamten elektromagneti-

schen Spektrums dar und ist, mit 

Ausnahme der Infrarotstrah-

lung, welche wir als Wärme auf 

unserer Haut spüren, der ein-

zige Bereich, der vom Men-

schen ohne technische Hilfsmit-

tel wahrgenommen werden 

kann. Bei niedrigeren Frequen-

zen resp. grossen Wellenlängen 

ist die Energie der Photonen zu 

gering, um chemisch-physikali-

sche Prozesse auslösen zu kön-

nen. Hingegen bei Frequenzen 

über denjenigen des 

Lichtspektrums, das heisst bei 

sehr kleinen Wellenlängen, be-

ginnt der Bereich der ionisieren-

den Strahlung (Radioaktivität), 

bei der ein einziges Photon Mo-

leküle zerstören kann. Dieser Ef-

fekt tritt bereits bei Ultraviolett-

Strahlung auf und ist für die Bil-

dung von Hautkrebs bei über-

mässiger Sonnenexposition ver-

antwortlich. Bezüglich Schädi-

gung gilt demzufolge: Die Ener-

giemenge, welche Strahlen mit 

sich führen, bestimmt, wie 

Strahlen wirken. Und je kleiner 

die Wellenlänge resp. je grösser 

die Frequenz ist, umso grösser ist 

die Energiemenge und damit 

die Wirkung.  

Ionisierende und nicht ionisie-

rende Strahlung 

Die Fähigkeit, wegen der 

hohen Energiemenge chemi-

sche Prozesse auszulösen, un-

terscheidet die ionisierende 

von der nicht ionisierenden 

Strahlung. Röntgen- und 

Gammastrahlen gehören zur 

ionisierenden Strahlung. Ihre 

Energie ist so gross, dass sie 

beim Auftreffen auf Atome 

diese so verändern, dass diese 

danach nicht mehr elektrisch 

neutral, sondern elektrisch ge-

laden sind. Diesen Vorgang 

nennt man Ionisation, und des-

halb alle Strahlen, die dies be-

wirken, ionisierende Strahlung. 

Bei allen anderen Arten von 
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Strahlen (Licht, Mikrowelle, Ra-

diowelle etc.) reicht dagegen 

die Energie nicht aus, um 

Atome in elektrisch geladene 

Teilchen zu zerlegen. Sie wer-

den daher nichtionisierende 

Strahlung genannt. Das ganze 

Spektrum der Mobilfunkstrah-

lung gehört in diese Gruppe. 

Ihre Energie reicht höchstens 

dazu aus, um Moleküle in 

Schwingung zu versetzen, was 

wir im Extremfall in Form von 

Wärme wahrnehmen können. 

Mikrowellengeräte nützen die-

sen Effekt in einem klar definier-

ten Frequenzbereich aus, um 

Wassermoleküle in Schwingung 

oder Rotation zu versetzen. 

(Notabene: Der Frequenzbe-

reich befindet sich im oberen 

Bereich des Spektrums, in wel-

chem die heutigen Mobilfunk-

technologien angesiedelt 

sind.)  

Mehr Leistung durch 5G 

Damit kommen wir zu weite-

ren Phänomenen oder Begrif-

fen, die es neben der Strahlung 

zu erklären gilt: Die Leistung, 

das Abstandsgesetz und die 

Dosis. Leistung ist die in einer 

Zeitspanne umgesetzte Energie 

bezogen auf diese Zeitspanne. 

Oder anders ausgedrückt: Die 

Leistung ist die verrichtete Ar-

beit (oder aufgewendete Ener-

gie) bezogen auf die dafür be-

nötigte Zeit. Nun versprechen 

die Mobilfunkanbieter mit Ein-

führung der 5G-Technologie 

eine massive Erhöhung der Leis-

tung und meinen damit, dass 

pro Zeiteinheit viel mehr Daten 

übermittelt und verarbeitet 

werden können. Man könnte 

die frohe Botschaft der Mobil-

funkanbieter jedoch auch so 

interpretieren, dass eine Leis-

tungserhöhung unweigerlich 

auch eine Erhöhung der aufge-

wendeten Energie bedeutet, 

was wiederum das Gefähr-

dungspotenzial erhöht. Diese 

Interpretation ist falsch: Die Leis-

tung und damit die Strahlenbe-

lastung bleibt gleich, resp. muss 

im Rahmen der gesetzlichen 

Vorgaben gleichbleiben, denn 

ansonsten könnten die massge-

blichen Grenzwerte der Verord-

nung über den Schutz von 

nichtionisierender Strahlung 

(NISV) nicht eingehalten wer-

den. Und diese sind (noch) sak-

rosankt und hängen nicht von 

der verwendeten Technologie 

ab, sondern von der Frequenz 

und damit von der Strahlung 

(siehe dazu auch unten). Um 

den von den Mobilfunkanbie-

tern verwendeten Leistungsbe-

griff etwas zu verdeutlichen, 

denke man nur an den Compu-

ter oder Laptop zu Hause. Für 

uns ist es selbstverständlich ge-

worden, dass die Computer mit 

jeder neuen Generation leis-

tungsfähiger werden, indem sie 

immer mehr Daten in kürzerer 

Zeit, notabene bei geringerem 

Energieaufwand, verarbeiten 

und auch speichern können – 

sprich immer effizienter werden. 

Dasselbe gilt auch für neue Mo-

bilfunktechnologien: 3G war ef-

fizienter als 2G, 4G als 3G und 

5G als 4G. Dies wird in Zukunft 

auch für die sechste Genera-

tion gelten, die dereinst die 

fünfte ablösen wird. Die Strah-

lenbelastung bleibt davon un-

berührt, denn sämtliche Tech-

nologien können die für den 

Mobilfunk freigegebenen Fre-

quenzen belegen. Im Gegen-

teil: Man kann sogar davon 

ausgehen, dass bei gleichblei-

bender Antennennutzung 

(Summe der Downloads und 

Uploads bleibt konstant) dank 

der Effizienzsteigerung die 

Strahlenbelastung abnimmt. 

(Anmerkung: De facto wird sie 

jedoch wegen der überpropor-

tionalen Zunahme der Nutzer-

dichte zunehmen, bis die ge-

setzlichen Grenzwerte ausge-

reizt sind; die durch die neue 

Technologie geschaffene Re-

serve wird somit durch das Nut-

zerverhalten resp. durch die ra-

sante Zunahme im Datenver-

kehr aufgefressen. Dieses Phä-

nomen kennen wir auch von 

den Schadstoffen des Strassen-

verkehrs, wo die technologi-

schen Fortschritte bei den Mo-

toren durch die Verkehrszu-

nahme quasi "aufgefressen" 

wurden.) 

Geforderte Anpassung der 

Grenzwerte der NISV  

Wenn obige Argumentation 

stimmt, warum wollen dann die 
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Mobilfunkanbieter die Grenz-

werte der NISV erhöhen, ob-

wohl die neue 5G-Technologie 

effizienter ist? Der Grund für die 

geforderte Erhöhung liegt bei 

der Nutzungsdichte der beste-

henden Antennenanlagen, 

welche teilweise ausgeschöpft 

ist. Um aber die neue Technolo-

gie allen Nutzern zur Verfügung 

stellen zu können, gibt es nur 

folgende zwei Möglichkeiten: 

Man erhöht die Ausgangsleis-

tung der Antennen oder man 

baut weitere Standorte. Letzte-

res wird vehement bekämpft, 

darum bleibt den Anbietern ei-

gentlich nur Ersteres übrig. Die 

Erhöhung der Sendeleistung ist 

vergleichbar mit einer Auto-

bahn, die von zwei auf vier        

oder sechs Spuren ausgebaut 

wird, weil sie immer verstopft ist. 

Damit wird aber das Problem 

nur verschoben, denn es sind ja 

nicht die fehlenden Spuren, die 

das Problem sind, sondern der 

Verkehr, der stetig wächst. Mit 

dem Bau einer anderen Ver-

kehrsanlage könnte jedoch 

eine Verlagerung stattfinden, 

welche die erste Anlage entlas-

tet. Dies ist auch der Grund für 

zusätzliche Antennenstandorte. 

Ein dichteres Netz hat zudem 

den Vorteil, dass die Strahlen-

belastung insgesamt abnimmt. 

Dies tönt auf den ersten Blick 

paradox, da man annehmen 

könnte, dass viele Anlagen 

gleichbedeutend sind mit einer 

höheren Strahlenbelastung. 

Das Gegenteil ist jedoch der 

Fall: Je näher eine Mobilfunk-

station ist, desto weniger Ener-

gie muss aufgewendet wer-

den, um ein Endgerät zu errei-

chen. Damit sinkt auch die 

Strahlenbelastung. Verschärft 

wird dies durch die Tatsache, 

dass die Strahlung in der zwei-

ten Potenz mit dem Abstand zu- 

resp. abnimmt. Dieses soge-

nannte quadratische Ab-

standsgesetz führt dazu, dass je 

weiter eine Station entfernt ist, 

die Leistung überproportional 

erhöht werden muss, um eine 

gute Empfangsqualität auf-

recht zu erhalten. Dasselbe gilt 

übrigens auch für das Endge-

rät. Werden also neue Mobil-

funkantennenstandorte verhin-

dert, wird damit nicht vor Strah-

lung geschützt, sondern diese 

wird erhöht (werden müssen). 

So werden nicht Personen vor 

Strahlung, sondern gewisser-

massen "die Strahlung selbst ge-

schützt". 

Das Schutzkonzept der NISV 

Wie hoch darf die Strahlen-

belastung aber sein? Der Bun-

desrat hat dies mit dem Erlass 

von Immissionsgrenzwerten 

(IGW) und Anlagegrenzwerten 

(AGW) in der NISV abschlies-

send festgelegt. Die NISV ba-

siert auf den Vorgaben des Um-

weltschutzgesetzes (USG), wel-

ches Menschen, Tiere, Pflanzen 

und ihre Lebensgemeinschaf-

ten vor schädlichen und lästi-

gen Einwirkungen schützen will. 

Zur Beurteilung der Schädlich-

keit und Lästigkeit dienen die 

IGW. Die IGW gelten überall, 

wo sich Menschen aufhalten 

können. Sie sind mittels epide-

miologischer Untersuchungen 

über die Wirkung von Mobil-

funkstrahlen auf den Menschen 

festgelegt worden und dürfen 

nicht überschritten werden. Zei-

gen die kontinuierliche Leis-

tungsüberwachung oder Stich-

probenmessungen eine Über-

schreitung, muss unverzüglich 

die Leistung angepasst wer-

den, damit der IGW eingehal-

ten wird. Gleiches gilt für den 

AGW. Die Strahlendosis auf 

dem Niveau des AGW ist so ge-

ring, dass bis anhin keine ge-

sundheitlichen Beeinträchti-

gungen wissenschaftlich nach-

gewiesen werden konnten. Der 

AGW gilt (nur) für sogenannte 

Orte mit Empfindlicher Nutzung 

(OMEN), muss aber dort einge-

halten werden. Er liegt für Mo-

bilfunkanwendungen je nach 

Frequenz zwischen 4 und 6 V/m 

(Effektivwert der elektrischen 

Feldstärke), der IGW zwischen 

39 und 61 V/m. Die durch-

schnittliche Strahlenbelastung 

beträgt in der Schweiz zwi-

schen 0.15 und 0.25 V/m und 

blieb über die letzten 15 Jahre 

praktisch konstant. Rund 95 % 

der gesamten Strahlendosis im 

Kopfbereich wird durch Endge-

räte wie Handy oder Schnur-

lostelefone verursacht; Anten-

nen machen also weniger als 
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5 % aus. WLAN als Strahlen-

quelle kann vernachlässigt wer-

den. Um die gesamte Strahlen-

dosis auf den Menschen zu re-

duzieren, muss demzufolge bei 

den Endgeräten und nicht bei 

den Antennen angesetzt wer-

den. 

Merkpunkte 

- Eine neue Mobilfunktechno-

logie benutzt dieselben Fre-

quenzen wie die alte oder 

erhält neue Frequenzberei-

che, die aber schon bereits 

für andere, ähnliche An-

wendungen verwendet 

wurden; die neue Technolo-

gie verändert die physika-

lisch-chemischen Eigen-

schaften der Strahlen nicht. 

- Der Schutz vor nicht ionisie-

render Strahlung wird mit 

dem Erlass von Immissions- 

und Anlagegrenzwerten in 

der NISV abschliessend ge-

regelt; die Grenzwerte sollen 

nicht vor einer neuen Tech-

nologie, sondern vor über-

mässiger Strahleneinwirkung 

schützen; mit dem Anlage-

grenzwert kennt die Schweiz 

einen vorsorglichen Schutz, 

der weltweit einer der 

strengsten ist. 

- Ein dichtes Netz von Anten-

nen reduziert die Strahlen-

belastung, denn je näher 

das Endgerät, umso besser 

der Empfang und umso ge-

ringer die Leistung, die für ei-

nen guten Empfang not-

wendig ist, was wiederum 

die Strahlenbelastung redu-

ziert. Eine Antenne sollte so-

mit aus Gründen des Ge-

sundheitsschutzes so nahe 

wie möglich beim Nutzer 

sein. 

- „Alle Dinge sind Gift, und 

nichts ist ohne Gift; allein die 

Dosis machts, dass ein Ding 

kein Gift sei.“ Dieses be-

rühmte Zitat von Paracelsus 

(1493 bis 1541) gilt auch für 

die nicht ionisierende Strah-

lung. In hohen Dosen ist 

auch sie gefährlich. Für 

hohe Dosen braucht es je-

doch hohe Energien bei 

langandauernder Exposi-

tion. Beides ist aufgrund der 

gesetzlichen Vorgaben und 

bei normaler Anwendung 

der Endgeräte nicht gege-

ben, wie entsprechende 

Langzeitmessungen zeigen. 

Die Sendeanlage trägt im 

einstelligen Prozentbereich 

zur Gesamtdosis bei, die auf 

den Menschen wirkt.

Rechtlicher Handlungs- und Beurteilungsspielraum der Gemeinden  

Von MLaw Corina Caluori und 

MLaw Flavio Decurtins 

1. Bundesrechtliche Vorgaben 

Der Handlungs- und Beurtei-

lungsspielraum der Gemeinden 

in Bezug auf Mobilfunkanlagen 

wird durch die Vorgaben des 

Bundesrechts relativ stark ein-

geschränkt. Massgebend ist ei-

nerseits die Fernmeldegesetz-

gebung des Bundes, welche 

das öffentliche Interesse an der 

Versorgung aller Bevölkerungs-

kreise mit qualitativ hochste-

henden, zuverlässigen und er-

schwinglichen Fernmeldediens-

ten konkretisiert. Dieses öffentli-

che Interesse gilt es bei sämtli-

chen Dispositionen und Beurtei-

lungen im Hinblick auf Mobil-

funkanlagen zu berücksichti-

gen und ausreichend zu würdi-

gen. Andererseits regelt das 

Umweltschutzgesetz und die 

Verordnung über nichtionisie-

rende Strahlung (NISV) die zu-

lässigen Grenzwerte für Mobil-

funkstrahlung abschliessend. 

Die Kantone und Gemeinden 

dürfen die massgebenden 

Strahlungsgrenzwerte dem-

nach weder verschärfen noch 

lockern. 

2. Handlungs- und Beurtei-

lungsspielraum der Kantone 

und Gemeinden 

a) Planungsrechtliche Vor-

schriften 

Mobilfunkantennen sind An-

lagen, die Auswirkungen auf 

Raum und Umwelt haben und 

demnach wie alle anderen 
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 Bauten und Anlagen in die Pla-

nungs- und Baubewilligungszu-

ständigkeit von Kanton bzw. 

Gemeinden fallen. Die Kantone 

und Gemeinden haben dem-

nach im Grundsatz die Mög-

lichkeit, die Zulässigkeit von Mo-

bilfunkanlagen in der Nutzungs-

planung (Ortsplanung) und im 

Baugesetz zu regeln. Dieser 

Grundsatz wird jedoch bei Mo-

bilfunkanlagen deshalb erheb-

lich eingeschränkt, weil die 

bundesrechtlichen Regelun-

gen zu den Mobilfunkanlagen 

durch das kantonale bzw. kom-

munale Raumplanungsrecht 

nicht verletzt werden dürfen: 

Kantonale und kommunale 

Vorschriften dürfen demnach 

weder die Versorgungssicher-

heit gemäss Fernmeldegesetz 

des Bundes gefährden noch di-

rekt oder indirekt – etwa durch 

Abstandsregelungen zwischen 

Mobilfunkanlagen und be-

wohnten Gebieten – Vorgaben 

im Zusammenhang mit den 

Strahlungswerten enthalten. 

Auf Bundesebene und kan-

tonaler Ebene besteht keine ei-

gentliche Planung, welche die 

Erstellung von Mobilfunkanla-

gen koordiniert oder abstimmt. 

In Graubünden ist eine überört-

liche Planung auf Stufe des re-

gionalen oder gar kantonalen 

Richtplans auch nicht beab-

sichtigt, wie die Regierung in 

Beantwortung einer grossrätli-

chen Anfrage (Anfrage Toma-

schett) festgehalten hatte. Der 

Bau von Mobilfunkanlagen ist 

damit in raumplanerischer Hin-

sicht nicht koordiniert.  

Dementsprechend liegt es 

an den Gemeinden, die Erstel-

lung von Mobilfunkanlagen aus 

raumplanerischer Perspektive 

zu regeln. Trotz der bundes-

rechtlichen Vorgaben verbleibt 

den Gemeinden ein gewisser 

Regelungsspielraum. Wie gross 

dieser Spielraum tatsächlich ist, 

ist Gegenstand zahlreicher ak-

tueller Gerichtsfälle; eine ab-

schliessende und gefestigte 

Rechtsprechung besteht unse-

rer Auffassung nach noch 

nicht. Die zahlreichen Rechts-

fälle, die im Zusammenhang 

mit der Einführung der 5G-Tech-

nologie entstehen, dürften in 

den kommenden Jahren zu ei-

ner reichhaltigen Rechtspre-

chungspraxis der Gerichte füh-

ren. Unter diesem Vorbehalt 

können aber Stand heute fol-

gende Regelungsmöglichkei-

ten der Planungsbehörden zu-

sammengefasst werden (wo-

bei es zu bedenken gilt, dass 

die Zulässigkeit solcher Mass-

nahmen jeweils im konkreten 

Einzelfall zu prüfen ist): 

- Negativplanung: Im Sinne 

einer Negativplanung kann 

die Planungsbehörde die 

Erstellung von Mobilfunkan-

tennen in bestimmten 

schutzwürdigen Gebieten  

oder auf gewissen 

Schutzobjekten verbieten. 

- Kaskadenmodell: Mit der 

Einführung eines Kaskaden-

modells im Baugesetz kön-

nen Standorte priorisiert 

werden. Festlegungen 

etwa, wonach Mobilfunk-

anlagen in erster Linie in Ar-

beitszonen, in zweiter Linie 

in den übrigen (gemisch-

ten) Bauzonen und erst in 

dritter Priorität in den Wohn-

zonen erstellt werden dür-

fen, sind grundsätzlich zu-

lässig. Ob ein solches Kas-

kadenmodell um die Vor-

schrift ergänzt werden darf, 

dass visuell wahrnehmbare 

Antennenanlagen gegen-

über Bauzonen, die ganz  

oder teilweise eine Wohn-

nutzung erlauben, einen 

Abstand von 100 Metern 

einzuhalten haben, hat das 

Bundesgericht nicht ab-

schliessend beurteilt. 

In diesem Zusammenhang 

gilt es im Übrigen zu beach-

ten, dass Mobilfunkanlagen 

ausserhalb der Bauzonen 

grundsätzlich nicht zonen-

konform sind. Eine Ausnah-

mebewilligung fällt ledig-

lich in Betracht, wenn die 

Anlage dort keine erhebli-

che Zweckentfremdung 

von Nichtbauzonenland 

bewirkt (bspw. weil sie auf 

einem bestehenden Ge-

bäude realisiert wird) und 

nicht störend in Erschei-

nung tritt. 
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 - Beschränkung auf lokale 

Versorgung: Als zulässig be-

urteilt hat das Bundesge-

richt sodann eine Rege-

lung, mit welcher nur jene  

Antennen in der Wohnzone 

für zulässig erklärt werden 

sollten, die ausschliesslich 

der lokalen Versorgung die-

nen, mithin einen funktiona-

len Bezug zur Zone aufwei-

sen und von ihren Dimensi-

onen und Leistungsfähig-

keit her der in einer reinen 

Wohnzone üblichen Aus-

stattung entsprechen. 

Mit anderen Worten kann 

mittels einer entsprechen-

den Ausgestaltung des 

Baugesetzes verhindert 

werden, dass in einer 

Wohnzone eine Antenne 

erstellt wird, welche nicht 

nur die betreffende Wohn-

zone, sondern darüber hin-

aus auch angrenzendes 

Gebiet, wie etwa Gewer-

begebiete oder eine Mai-

ensässsiedlung versorgt. 

- Schutz vor ideellen Immissi-

onen: Die Begrenzung von 

Mobilfunkantennen in 

Wohngebieten kann auf 

nutzungsplanerischer Ebe-

ne ausserdem mit Blick auf 

unerwünschte ideelle Im-

missionen erfolgen. Als ide-

elle Immissionen gelten 

sämtliche unangenehme 

psychische Eindrücke, die 

bestimmte Nutzungen oder 

Anlagen in der Bevölkerung 

auslösen und dazu führen, 

dass die Umgebung als un-

sicher, unästhetisch oder 

unerfreulich empfunden 

wird. Mobilfunkanlagen 

führen regelmässig zu der-

artigen ideellen Immissio-

nen, die gerade in Wohn-

gebieten auch Auswirkun-

gen auf die Beliebtheit ge-

wisser Gebiete und mithin 

auch die Immobilienpreise 

haben können. Regelun-

gen zur Einschränkung der 

ideellen Immissionen sind 

jedoch nur zulässig für Mo-

bilfunkantennen, welche vi-

suell wahrnehmbar sind. 

Wenn dies nicht der Fall ist 

(beispielsweise weil sich die 

Antenne innerhalb eines 

Gebäudes befindet), er-

achtet das Bundesgericht 

gemäss aktueller Recht-

sprechungspraxis eine Be-

schränkung aufgrund dro-

hender ideeller Immission 

für nicht verhältnismässig. 

- Ästhetikklausel: Laut dem 

Bundesgericht ist es auch 

zulässig, die Bewilligungsfä-

higkeit von Antennenanla-

gen auf planerischer Ebene 

davon abhängig zu ma-

chen, ob sie ästhetisch und 

architektonisch in die bauli-

che und landschaftliche 

Umgebung passen. Eine 

entsprechende Regelung 

darf aber nicht dazu füh-

ren, dass Mobilfunkanlagen 

nicht mehr realisiert werden 

können. Zudem müsse die 

Planungsbehörde berück-

sichtigen, dass eine völlig 

harmonische Einordnung 

von Mobilfunkantennen 

bereits aufgrund von deren 

technischen Gegebenhei-

ten nur sehr beschränkt 

möglich sei.  

- Dialogmodell: In Ergänzung 

oder anstelle der vorer-

wähnten Planungsmass-

nahmen wird in verschiede-

nen Gemeinden ein soge-

nanntes Dialogmodell ein-

geführt und praktiziert. Da-

bei werden im Rahmen von 

Vereinbarungen zwischen 

der Gemeinde und den 

Mobilfunkbetreibern ver-

schiedene Punkte im Hin-

blick auf die Mobilfunk-

standorte und die gene-

relle Netzwerkplanung ge-

regelt, etwa die gegensei-

tige und frühzeitige Infor-

mation, das Verfahren bei 

der Evaluation von geeig-

neten Antennenstandorten 

oder ein Mitwirkungsrecht 

bei der Standortbewer-

tung. Solche Dialogmo-

delle sollen nicht nur eine 

Standortoptimierung von 

Antennenanlagen ermögli-

chen, sondern auch einen 

transparenten und nach-

vollziehbaren Ablauf ga-

rantieren, was letztlich 

auch die Akzeptanz in der 

Bevölkerung erhöhen sollte. 
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 Solche Dialogmodelle kön-

nen auch gesetzlich gere-

gelt werden. 

b) Grenzen des kommunalen 

Regelungsspielraums 

Als nicht zulässig hat das 

Bundesgericht demgegenüber 

eine nutzungsplanerische Ein-

schränkung von Mobilfunkan-

tennen auf Gebäuden mit sen-

sibler Nutzung (bspw. Schulan-

lagen oder Alters- und Pflege-

heime) erachtet. Das Bundes-

gericht qualifizierte solche kan-

tonale bzw. kommunale Rege-

lungen als Verletzung der bun-

desrechtlich abschliessend ge-

regelten Immissionsgrenzwerte, 

die überall gleich seien und 

auch bei Schulen oder Alters- 

und Pflegeheimen nicht ver-

schärft werden könnten. Diese 

Rechtsprechung beurteilen wir 

insbesondere mit Blick auf das 

Vorsorgeprinzip kritisch.  

Strittig ist schliesslich, ob 

„5G-Moratorien“, wie sie bei-

spielsweise in den Kantonen 

Genf, Jura und Waadt einge-

führt worden sind, zulässig sind. 

Solche Moratorien zielen da-

rauf ab, dass Baugesuche für 

5G-Antennen überhaupt nicht 

erst beurteilt, geschweige denn 

bewilligt werden dürfen, bis in 

unabhängigen Studien deren 

Unschädlichkeit erwiesen ist. 

Auch wenn eine höchstrichterli-

che Beurteilung solcher Mora-

torien noch aussteht, erachten 

wir diese mit Blick auf die vorer-

wähnten Überlegungen grund-

sätzlich als nicht bundesrechts-

konform. 

Noch nicht abschliessend 

beurteilt hat das Bundesgericht 

schliesslich die Frage, ob für die 

Dauer der Planungsphase zur 

Regelung von Mobilfunkanla-

gen eine Planungszone erlas-

sen werden darf. Planungszo-

nen müssen in jedem Fall ver-

hältnismässig sein und dürfen 

den Bau von Mobilfunkanlagen 

weder in räumlicher noch in 

zeitlicher Hinsicht länger be-

schränken, als dies aufgrund 

des Planungsziels und Pla-

nungszwecks tatsächlich erfor-

derlich ist. Sofern die Planungs-

zone der Verwirklichung eines 

zulässigen Planungszwecks 

dient (also einer gemäss Bun-

desgericht zulässigen raumpla-

nerischen Regelung) und in 

zeitlicher und räumlicher Hin-

sicht auf das Notwendige be-

schränkt ist, erachten wir eine 

Planungszone jedoch grund-

sätzlich für zulässig. Eine Pla-

nungszone, die hingegen eine 

Verhinderung oder Verzöge-

rung von Mobilfunkanlagen-

projekten bewirken soll, wäre 

sachlich kaum begründet oder 

verhältnismässig und im Ergeb-

nis wohl unzulässig.  

c) Baubewilligungsverfahren 

Der Beurteilungsspielraum 

der Gemeinden im Baubewilli-

gungsverfahren ist schliesslich 

durch die planerischen und ge-

setzlichen Vorgaben vorgege-

ben. Gibt es keine planerischen 

Vorgaben oder baugesetzliche 

Vorschriften (siehe oben) müs-

sen Baugesuche für Mobilfunk-

anlagen, welche die massge-

benden Strahlungsgrenzwerte 

gemäss NISV einhalten, grund-

sätzlich bewilligt werden, soweit 

nicht andere übergeordnete 

Regelungen dem entgegen-

stehen. Es besteht also An-

spruch auf eine Baubewilli-

gung, sobald die gesetzlichen 

Voraussetzungen erfüllt sind. 

Bestehen planerische oder 

baugesetzliche Vorschriften, 

dürfen für den Bau einer Mobil-

funkanlange oder an die 

Standortwahl unter Umständen 

weitere Vorgaben gemacht 

werden. Allerdings darf die An-

wendung und Auslegung des 

Baugesetzes nicht dazu führen, 

dass die massgebenden bun-

desrechtlichen Vorgaben (na-

mentlich die Versorgungssi-

cherheit und die abschliessend 

geregelten Strahlungsgrenz-

werte) verletzt werden. Insbe-

sondere sind ästhetische resp. 

gestalterische Anforderungen 

(etwa nach Art. 73 KRG) an Mo-

bilfunkanlagen immer auch un-

ter Berücksichtigung der in der 

Fernmeldegesetzgebung kon-

kretisierten öffentlichen Interes-

sen zu beurteilen. 

3. Aktuelle Entwicklungen und 

Bestrebungen 

Nach diversen politischen 

Vorstössen auf Bundesebene 
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 wurde bereits im Herbst 2018 

eine „Arbeitsgruppe Mobilfunk 

und Strahlung“ eingesetzt, wel-

che die Bedürfnisse und Risiken 

des zukünftigen Mobilfunks 

analysieren und zuhanden des 

UVEK einen Bericht mit Empfeh-

lungen abgeben soll. Diese Ar-

beitsgruppe besteht nicht nur 

aus unabhängigen wissen-

schaftlichen Experten, sondern 

auch aus Vertretern der Ärzte-

schaft sowie der Mobilfunkan-

bieter. Wann dieser Bericht vor-

liegen wird (angekündigt war 

ursprünglich Sommer 2019), 

welche Folgearbeiten sich aus 

der Berichterstattung ergeben 

und wie rasch diese gegebe-

nenfalls erfüllt werden können, 

lässt sich derzeit noch nicht ab-

schätzen. 

Nebst verschiedenen wis-

senschaftlichen Studien hin-

sichtlich dem gesundheitlichen 

Schädigungspotenzial befas-

sen sich diverse (Rechts-)Gut-

achten mit der Frage, ob die 

Grenzwerte der NISV erhöht     

oder aber gesenkt werden 

müssen. Mit einer 5G-Initiative 

auf Bundesebene („Für einen 

gesundheitsverträglichen und 

stromsparenden Mobilfunk“) 

versuchen die Initianten zu ver-

hindern, dass die Anlagegrenz-

werte für nichtionisierende 

Strahlung erhöht werden. 

4. Schlussbemerkungen 

Damit ist in Würdigung der 

aktuellen bundesgerichtlichen 

Rechtsprechung festzuhalten, 

dass den Gemeinden hinsicht-

lich der Lage von Mobilfunkan-

lagen sehr wohl ein gewisser 

Regelungsspielraum zusteht. Vi-

suell nicht wahrnehmbare An-

lagen lassen sich nach aktuel-

lem Stand der Rechtsprechung 

– sofern sie die massgebenden 

Strahlungsgrenzwerte einhalten 

– jedoch nicht verhindern, we-

der auf Planungsstufe noch im 

Rahmen eines konkreten Bewil-

ligungsverfahrens. Die erwar-

tete Entwicklung der Recht-

sprechung in diesem Bereich 

darf mit Spannung verfolgt wer-

den. 

 

NEUES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

Zur Zweitwohnungsgesetzgebung: Abbruch und Wiederaufbau mit Erweiterung zulässig 

von MLaw Gian Luca Peng 

Das Verwaltungsgericht des 

Kantons Graubünden hatte 

sich, soweit ersichtlich, erstmals 

mit der in der Praxis häufig an-

zutreffenden Fragestellung zu 

befassen, ob im Zusammenspiel 

zwischen Art. 11 Abs. 2 und 

Abs. 3 des Zweitwohnungsge-

setzes (ZWG) ein Abbruch und 

Wiederaufbau mit gleichzeiti-

ger Erweiterung um 30 Prozent 

der am 11. März 2012 vorbeste-

henden Hauptnutzfläche zuläs-

sig ist oder nicht.  

In einem kürzlich publizierten 

Urteil R 18 18 sprach sich das 

Verwaltungsgericht ausdrück-

lich für die Zulässigkeit der Ku-

mulation von Art. 11 Abs. 2 und 

Abs. 3 aus, solange keine zu-

sätzliche Wohnungen geschaf-

fen werden. In Auslegung der 

beiden erwähnten Normen er-

wog das Verwaltungsgericht, 

dass eine Erweiterung nicht nur 

als alleinige bauliche Mass-

nahme, sondern auch im Rah-

men einer Erneuerung, eines 

Umbaus oder eines Wiederauf-

baus erlaubt sei. Es könne keine 

Rolle spielen, mit welchen expli-

zit erlaubten Massnahmen die 

Erweiterung vorgenommen 

werde. Damit schloss sich das 

Verwaltungsgericht im Wesent-

lichen der Sichtweise des De-

partements für Volkswirtschaft 
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und Soziales Graubünden in 

der Vollzugshilfe zum Zweitwoh-

nungsgesetz vom Juni 2016/ 

März 2019 an. Gegen das Urteil 

des Verwaltungsgerichts ist al-

lerdings noch eine Beschwerde 

ans Bundesgericht hängig, wel-

ches für definitive Klärung die-

ser viel diskutierten Thematik 

und damit auch für die nötige 

Rechtssicherheit für die Bau-

herrschaft sorgen wird.  

Den erwarteten Bundesge-

richtsentscheid werden wir in 

unserem Newsletter bekannt 

geben.

Verzögerung bei planerischem Handeln und (mögliche) staatshaftungsrechtliche Kon-

sequenzen  

von MLaw Gian Luca Peng  

In einem auf Französisch re-

digierten und zur amtlichen 

Publikation vorgesehenen Ent-

scheid (BGE 144 I 318) hatte das 

Bundesgericht eine staatshaf-

tungsrechtliche Klage im Zu-

sammenhang mit einer Verzö-

gerung bei planerischem Han-

deln zu beurteilen. Im zu beur-

teilenden Fall hatte der Eigen-

tümer die Gemeinde Rolle (VD) 

mehrfach zum Planerlass be-

züglich zweier genau abge-

grenzter und grosser Bauparzel-

len aufgefordert. Die Ge-

meinde wurde letztlich im Rah-

men einer Rechtsverzögerungs-

beschwerde verpflichtet, innert 

Frist einen Nutzungsplan festzu-

setzen, was sie indessen unter-

lassen hat. Der Eigentümer 

machte gegen die zuständige 

Gemeinde eine Staatshaf-

tungsklage in der Höhe von 

CHF 14.5 Mio. anhängig. 

Das Bundesgericht hatte 

dabei insbesondere auf den 

Begriff der Widerrechtlichkeit im 

Rahmen der Staatshaftung im 

Bereich der Raumplanung ein-

zugehen. Das Bundesgericht 

kam zum Schluss, dass eine Ge-

meinde, die bei der Genehmi-

gung eines Nutzungsplans un-

zulässigerweise verspätet ist, 

nicht widerrechtlich handle 

(Art. 4 LRECA/VD), ausser wenn 

sie durch ihre Passivität eine 

Schutznorm zugunsten des an-

geblich beeinträchtigten 

Grundeigentümers verletze. Als 

in Frage kommende Schutznor-

men wurden zum einen Art. 35 

Abs. 1 lit. b RPG (Fristen für Nut-

zungspläne) und zum anderen 

Art. 29 Abs. 1 BV (Rechtsverwei-

gerung) geprüft. 

Nach Ansicht des Bundes-

gerichts bildet Art. 35 Abs. 1 

lit. b RPG, wonach die Nut-

zungspläne rechtzeitig erstellt 

werden, spätestens jedoch 

acht Jahre nach Inkrafttreten 

des RPG (1.1.1988) vorliegen 

müssen, keine solche Schutz-

norm. Die betreffende RPG-

Norm bezwecke die Begren-

zung oder Reduktion der 

Bauzonen. Sie diene somit all-

gemeinen öffentlichen Interes-

sen und nicht privaten Interes-

sen. Die Frist von acht Jahren 

seit Inkrafttreten des RPG be-

ziehe sich auf die Erstellung der 

Nutzungspläne und nicht auf 

weitere Sachverhalte oder die 

wirtschaftlichen Interessen der 

Grundeigentümer.  

In der Folge prüfte das Bun-

desgericht die Voraussetzun-

gen, unter denen eine Verlet-

zung von Art. 29 Abs. 1 BV, wo-

nach jede Person in Verfahren 

vor Gerichts- und Verwaltungs-

instanzen Anspruch auf gleiche 

und gerechte Behandlung so-

wie auf Beurteilung innert an-

gemessener Frist habe, ange-

sichts der Besonderheiten des 

Planungsverfahrens einen wi-

derrechtlichen Akt begründen 

kann, welcher geeignet ist, die 

Haftung der betroffenen Ge-

meinde auszulösen (übrigens 

aufgrund der Geltendma-

chung eines Grundrechts mit ei-

ner qualifizierten Rügepflicht 

gemäss Art. 106 Abs. 2 BGG).  

Das Bundesgericht führte in 

diesem Zusammenhang aus, 

dass der Nutzungsplan eine be-

sondere Rechtsnatur habe, der 

zwischen Erlass und Verfügung 
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stehe. Obwohl Art. 29 Abs. 1 BV 

(Rechtverweigerung, rechtli-

ches Gehör) nicht auf Rechtset-

zungsverfahren anwendbar ist, 

könne diese grundrechtliche 

Bestimmung für sich alleine 

(d.h. ohne dass es einer weite-

ren Schutznorm bedarf) gegen 

die Untätigkeit einer Gemeinde 

im Zusammenhang mit einer 

Planungsverzögerung geltend 

gemacht werden, wenn sich 

die Verzögerung konkret auf 

spezifische Grundstücke be-

ziehe. Die zu beurteilende (of-

fensichtliche) Verzögerung be-

zog sich konkret auf spezifische 

Grundstücke. Der unterlassene 

Rechtsakte hatte somit einen 

individuellen und konkreten 

Charakter, was eher auf eine 

Verfügung als auf einen Erlass 

hindeutet. Dies genügt nach 

Auffassung des Bundesgerichts 

bereits für die Begründung ei-

ner widerrechtlichen Handlung, 

die geeignet ist, die Haftung 

der Gemeinde auszulösen. 

Zu betonen ist indessen, 

dass sich der zitierte Entscheid 

ausschliesslich mit der Frage 

der Widerrechtlichkeit befasste, 

mithin den Ausgang der Strei-

tigkeit bezüglich der übrigen 

Haftungsvoraussetzungen nicht 

vorwegnimmt. Die Sache 

wurde zur Beurteilung der wei-

teren Voraussetzungen einer 

Schadenersatzpflicht an die 

Vorinstanz zurückgewiesen, na-

mentlich zur Feststellung eines 

allfälligen Schadens, der dar-

über hinaus in einer natürlichen 

und adäquaten Kausalität zur 

Verletzung von Art. 29 Abs. 1 BV 

steht. 

 

 

KANZLEINEWS 

MLaw Gian Luca Peng

 

Seit dem 1. August 2019 prakti-

ziert Herr Gian Luca Peng als 

Rechtsanwalt in unserer Kanzlei. 

Er war zuvor bereits als Substitut 

in unserer Kanzlei tätig. Am 5. Juli 

2019 hat er erfolgreich das An-

waltspatent erworben. Wir gra-

tulieren Herrn Gian Luca Peng 

nochmals herzlich und wün-

schen ihm für seine weitere Tätig-

keit alles Gute. 

MLaw Caterina Ventrici 

 

Frau Caterina Ventrici ist seit 

dem 11. November 2019 in unse-

rer Kanzlei als Rechtsanwältin tä-

tig. Sie ist bereits seit mehreren 

Jahren als Rechtsanwältin bera-

tend und forensisch tätig und wir 

freuen uns, sie in unserem Team 

begrüssen zu dürfen. Frau Cate-

rina Ventrici praktiziert in allen 

Bereichen des öffentlichen 

Rechts, namentlich auch in den 

Bereichen Raumplanungs- und 

Baurecht, Submissionsrecht so-

wie im allgemeinen Verwal-

tungs- und Staatsrecht. 
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